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Bundesratsbeschluss 
über die Allgemeinverbindlicherklärung 
des Gesamtarbeitsvertrages für die schweizerische 
Möbelindustrie 

vom 20. August 2013 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 
gestützt auf Artikel 7 Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 28. September 19561 über 
die Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen, 
beschliesst: 

Art. 1 
Die in der Beilage wiedergegebenen Bestimmungen des Gesamtarbeitsvertrages 
(GAV) vom 20. Oktober 2012 für die schweizerische Möbelindustrie werden allge-
meinverbindlich erklärt2. 

Art. 2 
1 Die Allgemeinverbindlicherklärung gilt für die ganze Schweiz. 
2 Sie findet Anwendung auf die Arbeitsverhältnisse zwischen Betrieben, die Möbel 
und Polstermöbel im weitesten Sinne, Büromöbel und Betten industriell herstellen, 
und ihren gelernten, angelernten, ungelernten und auszubildenden Arbeitnehmern 
und Arbeitnehmerinnen. 
Ausgenommen sind: 

– Betriebsleitende Angestellte und Arbeitnehmende mit Handlungsvollmacht 
im Sinne von Artikel 458 und 462 OR. 

3 Für das kaufmännische Personal haben Artikel 6 und Artikel 36 keine Gültigkeit. 
Für die Auszubildenden hat Artikel 6 keine Gültigkeit. Für die Berufschauffeure gilt 
bezüglich Arbeits- und Ruhezeit die Eidg. Verordnung über die Arbeits- und Ruhe-
zeit der berufsmässigen Motorfahrzeugführer und -führerinnen (Chauffeurverord-
nung). 

Art. 3 
Über den Einzug und die Verwendung der Vollzugskostenbeiträge (Art. 36) sind der 
Direktion für Arbeit des SECO alljährlich eine Abrechnung sowie das Budget für 
die nächste Geschäftsperiode zuzustellen. Der Abrechnung ist überdies der Bericht 
einer anerkannten Revisionsstelle beizulegen. Die Führung der entsprechenden 

  

  
1 SR 221.215.311 
2 Separatabzüge der Allgemeinverbindlicherklärung können beim BBL,  

Verkauf Bundespublikationen, 3003 Bern, bezogen werden. 
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Kassen muss nach den von der Direktion für Arbeit aufgestellten Grundsätzen 
erfolgen und muss über das Ende der Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) hinaus 
fortgesetzt werden, soweit es die Erledigung pendenter oder anderer Fälle erfordert, 
die in die Geltungszeit der AVE fallen. Die Direktion für Arbeit kann weitere Aus-
künfte und Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen sowie auf Kosten der Vertrags-
parteien Überprüfungen vornehmen lassen. 

Art. 4 
1 Die Bundesratsbeschlüsse vom 12. März 1999, vom 18. Januar 2000, vom 
18.  Januar 2001, vom 18. Februar 2002, vom 28. Januar 2003, vom 24. Februar 
2004, vom 18. Februar 2005, vom 21. März 2006, vom 1. Mai 2007, vom 4. März 
2008, vom 9. März 2009, vom 11. März 2010, vom 13. Mai 2011 und vom 
6. Dezember 2012 über die Allgemeinverbindlicherklärung des Gesamtarbeitsver-
trages für die schweizerische Möbelindustrie werden aufgehoben. 
2 Dieser Beschluss tritt am 1. Oktober 2013 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 
2015. 

20. August 2013 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

 Der Bundespräsident: Ueli Maurer 
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 

 


